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Vorwort Inhalt

Vorurteile entstehen, wenn Kenntnisse über 
Fakten und Zusammenhänge fehlen. Sie kön­
nen vielfältigen Schaden verursachen. Beson­
ders dann, wenn sie sensible gesellschaftspoli­
tische Bereiche betreffen. Das Thema Asyl ist in 
der Schweiz mit vielen Vorurteilen behaftet.
Wer sich zu diesem Thema ein fundiertes Urteil 
bilden will, muss Bescheid wissen über die Hin­
tergründe der weltweiten Migrationsbewegun­
gen, Menschenrechts-Verhältnisse in anderen 
Staaten und internationale Verpflichtungen 
zum Schutz Verfolgter.

In dieser Publikation haben wir für Sie die wich­
tigsten Fakten zusammengefasst. Als Leser kön­
nen Sie sich in einer halben Stunde über die 
globalen Zusammenhänge in diesem Bereich ins 
Bild setzen, die Dimension der weltweiten 
Flucht- und Wanderbewegungen erahnen, 
Ursachen und Folgen überblicken. Damit ver­
schaffen Sie sich die erforderliche Basis für eine 
ernsthafte Auseinandersetzung mit der Schwei­
zerischen Asylpolitik und -praxis.

Wer sich intensiver mit den genannten Themen 
auseinandersetzen möchte, kann beim Informa­
tionsdienst des Bundesamtes für Flüchtlinge 
(BFF) oder bei der Eidgenössischen Drucksachen 
und Materialzentrale (EDMZ), Bern, zusätzliche 
Publikationen mit detaillierteren Informationen 
anfordern. Die Liste der Publikationen, Adres­
sen und Telefonnummern finden Sie auf der 
Rückseite dieses Heftes.

Informierte Mitbürger sind in der Lage, Diskus­
sionen über aktuelle politische Themen mit 
konstruktiven Argumenten zu beeinflussen. 
Unsere Publikations-Serie 'Asyl' soll Ihnen den 
Einstieg in dieses wichtige Zeit-Thema erleich­
tern. Wir freuen uns auf Ihre Bestellung und Ihre 
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Migration und Flucht: 
nur teilweise lenkbar

Ende 1998 hielten sich rund 1,5 Millionen Aus­
länder und Ausländerinnen in der Schweiz auf. 
Gleichzeitig lebten etwa 170'000 Schweizerinnen 
und Schweizer offiziell im Ausland.

Was veranlasst Menschen dazu, ihre Heimat zu 
verlassen und anderswo zu leben? Gründe 
dafür sind schnell aufgezählt und Kategorien 
zugewiesen. Die individuellen Beweggründe 
sind aber derart stark mit den Lebensumstän­
den und dem Schicksal der betroffenen Person 
verbunden, dass derartige Klassifizierungen der 
Situation von Einzelpersonen kaum je gerecht 
werden. Meist ist es eine Kombination mehre­
rer Gründe, die den Entscheid zum Auswan­
dern auslöst: Die junge Italienerin würde kaum 
in Aarau leben, wenn ihre Eltern nicht vor vie­
len Jahren als Fabrikarbeiter in den Aargau 
rekrutiert worden wären. Weil sie ihre Jugend 
in der Schweiz verbracht hat und die meisten 
ihrer Freunde hier leben ist es verständlich, dass 
sie hier mehr zuhause ist als in ihrer ursprüngli­
chen Heimat Lecce. Der Zürcher Rentner wäre 
wegen den tieferen Lebenskosten möglicher­
weise nicht nach Spanien übersiedelt, wenn das 
warme Klima nicht einen positiven Einfluss auf 
die Rheumaerkrankung seiner Frau hätte. Der 
kurdische Asylbewerber hätte die Schikanen der 
Polizei vielleicht erduldet, wenn er in seinem 
Dorf eine Arbeit gefunden hätte.

Trotz der Verschiedenartigkeit der Ausreisemo­
tive ist offensichtlich, dass berufliche Gründe 
beim Auswanderungsentscheid überdurch­
schnittlich oft eine wichtige Rolle spielen. Das 
Motiv der Arbeitssuche gewinnt noch grössere 
Bedeutung, wenn man bedenkt, dass die mei­
sten Staaten die Zulassung von Fremden nach 
den Bedürfnissen ihres Arbeitsmarktes ausrich- 
ten. Dies gilt auch für die Schweiz: Die aus ver­
schiedenen europäischen Staaten herbeigehol­
ten Arbeitskräfte und ihre Familienangehörigen 
bilden mit Abstand die grösste Gruppe der Aus­
länder in unserem Land.

Die Zuwanderung von Arbeitskräften kann über 
Kontingente gesteuert werden. Bei Asylsuchen­
den funktioniert dieser Lenkungsmechanismus 
nicht. Die Mehrheit der Asylsuchenden reist ille­
gal in ihr Zielland ein. Bei der Einreichung ihres 
Asylgesuchs verschweigen sie, aus welchem

Nachbarstaat sie eingereist sind. Dadurch kann 
nur ein kleiner Teil der illegal Eingereisten mit 
Hilfe sogenannter Rücknahmeabkommen in ein 
Nachbarland zurückgewiesen werden. Immer 
wieder fordern gewisse Kreise eine totale Abrie­
gelung unserer Grenzen. Lückenlose Grenzkon­
trollen sind jedoch eine Illusion: Täglich über­
queren rund 700'000 Personen unsere offiziel­
len Grenzübergänge. Zudem verläuft ein grösser 
Teil unserer Landesgrenze in unwegsamem und 
schlecht überschaubarem Gelände. Auch mit 
einem riesigen Heer von Grenzbeamten und 
kostspieligen technischen Hilfsmitteln könnten 
unsere Grenzen nicht lückenlos überwacht wer­
den. Damit fällt auch diese Steuerungsmöglich­
keit realistischerweise ausser Betracht.

Den Zielstaaten von Asylsuchenden bleiben 
damit theoretisch zwei Möglichkeiten, wie sie 
mit illegal Eingereisten umgehen können:

•  Sie könnten sie ohne Prüfung des Asylge­
suchs in die Heimatstaaten zurückführen. Mit 
diesem Vorgehen würde in Kauf genommen, 
dass tatsächlich Verfolgte in ihrem Heimatstaat 
der Willkür der Behörden oder gar der Folter 
ausgesetzt würden.

•  Die zweite Variante ist jene, die in allen west­
lichen Staaten praktiziert wird: Das Asylgesuch 
wird unter Respektierung völkerrechtlicher Ver­
pflichtungen aus der Genfer Flüchtlingskon­
vention und der Europäischen Menschenrechts­
konvention möglichst rasch geprüft. Erst wenn 
die Prüfung ergibt, dass eine Person im Heimat­
oder Herkunftsstaat nicht gefährdet ist, wird 
sie dorthin zurückgeführt.
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Weil manche Asylsuchende diese Haltung der 
westlichen Staaten ausnützen und versuchen, 
mittels illegaler Einreise einen Aufenthalt zu 
erzwingen, reagieren in den Zielländern breite 
Teile der Bevölkerung mit Ablehnung und 
Unverständnis auf die Asyl- und Migrationspro­
blematik. Das Verhalten der illegal einreisenden 
Asylsuchenden wird nachvollziehbarer, wenn 
man sich der Ursachen von Flucht- und Migrati­
onsbewegungen bewusst ist und gleichzeitig 
die folgenden Fakten mitberücksichtigt:

•  Die westeuropäischen Staaten gewähren 
Bürgern aus Staaten ausserhalb von EU und 
EFTA in der Regel nur dann Arbeitsbewilli­
gungen, wenn es sich um qualifizierte Fach­
kräfte in Mangelberufen handelt.

•  Wer sich bei ausländischen Botschaften oder 
Konsulaten im Heimatstaat um Asyl bemüht, 
wird meist mit dem Argument abgewiesen, 
er oder sie könne ebensogut in einem 
ändern Staat um Aufnahme ersuchen.

•  Wer an einer Landesgrenze um Asyl ersucht, 
wird meist zurückgewiesen, weil er sich be­
reits in einem sicheren Drittstaat befindet.
Der erste sichere Staat ist für tatsächlich Ver­
folgte meist ein Nachbarstaat. Dort erwartet 
sie anstelle einer Chance auf Arbeit und 
Wohlstand meist ein Leben in einem Flücht­
lingslager.

Vor diesem Hintergrund verwundert es kaum, 
wenn viele versuchen, ihr Glück mit einer illega­
len Einreise zu beeinflussen.
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Weshalb Menschen flüchten oder 
migrieren

Grosse Wanderungsbewegungen hat es in der 
Geschichte der Menschheit immer wieder gege­
ben. In den letzten Jahrzehnten ist das Ausmass 
der Migration dramatisch angewachsen. Heute 
sprengt es alle historischen Dimensionen: Jüng­
ste Berichte sprechen davon, dass sich gegen­
wärtig rund 100 Millionen Menschen fern ihrer 
Heimat aufhalten, weil sie in einem ändern 
Land oder auf einem ändern Kontinenten bes­
sere Bedingungen zum Leben suchen.

Rund 88 Millionen dieser Menschen werden 
nach der offiziellen Begriffsdefinition der Grup­
pe der 'Migrierenden' zugeordnet. 12 Millionen 
Menschen werden offiziell als 'Flüchtlinge' und 
'Kriegsvertriebene' bezeichnet.

Als 'Migrant oder Migrantin' werden Menschen 
bezeichnet, die ausserhalb ihres Heimatstaates 
leben. Viele verlassen ihre Heimat weil es 
zuhause an fruchtbarem Acker- und Weide­
land, an Nahrung, an Wasser, an Arbeit oder an 
ändern Lebensgrundlagen fehlt. Rund zwei 
Drittel aller Menschen leben heute in w irt­
schaftlich schwachen Staaten. Auch die Folgen 
von Umweltkatastrophen wie Trockenheit oder 
Überschwemmungen können Tausende zum 
Verlassen ihrer Heimat zwingen.

Als 'politische Flüchtlinge' gelten Menschen, die 
aufgrund ihrer Rasse, Religion, Ethnie oder 
wegen ihrer politischen Überzeugung verfolgt 
werden. Im Gegensatz zu ihnen sind 'Kriegsver­
triebene' nicht wegen persönlicher Verfolgung 
auf der Flucht, sondern wegen einer Eskalation 
von Gewalt, welche die gesamte Bevölkerung 
einer Region oder eines Landes gefährdet. 
Anfangs 1997 wurden weltweit 35 bewaffnete 
Auseinandersetzungen ausgetragen.

Meist ist es aber nicht eine Ursache allein, die 
jemanden zur Flucht oder Migration bewegt.
Die Ursachen der wachsenden Migrationsströ­
me sind vielfältig und auf komplexe Art mitein­
ander verwoben.

Die immer grösser werdende Kluft zwischen Arm 
und Reich ist der wichtigste Faktor, der grosse 
Migrationsschübe auslöst. 1960 verfügte das 
reichste Fünftel der Weltbevölkerung im Schnitt 
über ein 30 mal höheres Einkommen als das 
ärmste Fünftel. Bis zum Jahr 1990 verschlechter­
te sich dieser Einkommensunterschied auf das 
Verhältnis 60 zu 1.
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Das enorme Bevölkerungswachstum mancher 
Regionen und ungleiche wirtschaftliche Ent­
wicklungschancen sind die bestimmenden 
Faktoren für diese Entwicklung. Die Staaten der 
Dritten Welt und der ehemaligen Sowjetunion 
leiden unter einem Mangel an Kapital und 
Know-How, aber auch an enormen Schulden­
lasten. Zudem behindern Zollschranken und 
Einfuhrbeschränkungen der Industriestaaten 
oder sinkende Rohstoffpreise den Aufbau trag­
fähiger Exportindustrien. Als Folge einer unge­
nügenden Bildungspolitik herrscht in vielen 
dieser Länder auch ein Mangel an Fachkräften. 
Dieser Umstand verhindert gemeinsam mit den 
unstabilen politischen Verhältnissen in manchen 
wirtschaftlich schwachen Staaten die Entwick­
lung eines günstigen Investitionsklimas.

Auch Tourismus, Fernsehen und Internet 
erhöhen den Anreiz zur Migration. Durch sie 
rückt der Wohlstand der Begüterten auch für 
die Ärmsten in Sichtweite. Der globale Ausbau 
von Verkehrswegen erleichtert den Sprung in 
ferne Industriestaaten. Bis heute ist nur ein 
Bruchteil der Migrationswilligen in der Lage, 
Zielländer in anderen Kontinenten zu erreichen. 
Dies könnte sich aber ändern: Erfolgreiche Aus­
wanderer überweisen erhebliche Anteile ihres 
Einkommens an ihre Verwandten zuhause. 
Dadurch verfügen immer mehr Menschen über 
Geld für Reisen in ferne Länder.

Die Zulassungspolitik für ausländische Arbeits­
kräfte hat nachhaltige Auswirkungen auf alle 
übrigen Bereiche der Einwanderung: Asylsu­
chende bevorzugen Staaten, In denen sich 
bereits viele ihrer Landsleute aufhalten. Verein­
facht ausgedrückt bedeutet dies: Migration 
erzeugt weitere Migration.

6



Folgeprobleme von Flucht und 
Migration

Die Ursachen für Flucht- und Migrationsbewe­
gungen sind komplex - ebenso vielschichtig 
sind ihre Folgen für die Herkunftsstaaten.

In der Regel verschärft die Abwanderung oder 
Vertreibung von Menschen die wirtschaftlichen 
und politischen Probleme in den Ursprungsstaa­
ten. Denn die Migrierenden entsprechen nicht 
einem repräsentativen Querschnitt der Gesamt­
bevölkerung. Jüngere Männer mit guter Ausbil­
dung sind unter den Migrierenden überdurch­
schnittlich vertreten, weil sie es sich eher 
Zutrauen, anderswo erfolgreich Fuss zu fassen.

Die Weltbank schätzt, dass rund 100'000 ganz 
oder teilweise in Afrika ausgebildete Akademi- 
kerinnen und Akademiker in westlichen Indu­
striestaaten leben und arbeiten. Die Abwande­
rung hochqualifizierter Arbeitskräfte aus Asien

dürfte noch um ein Vielfaches grösser sein. Dies 
stellt für die Herkunftsstaaten einen erheblichen 
Verlust an geistigem Potential dar. Dadurch ver­
schlechtern sich für diese Länder die Chancen, 
aus eigener Kraft tragfähige Wirtschaftsstruktu­
ren aufzubauen.

Migranten und Migrantinnen aus der Dritten 
Welt leisten zumindest kurzfristig einen bedeu­
tenden Beitrag zur Linderung der Armut in 
ihren Herkunftsstaaten: Sie überweisen häufig 
erhebliche Teile ihres Einkommens nach Hause.

(Quellen: UNHCR, Europarat)

17,8 Mio 
in West­
europa

70,2 Mio
ausserhalb
Westeuropas

9,8 Mio
ausserhalb
Westeuropas 88 Mio Migranten und 

Migrantinnen wegen Armut, Hunger, 
Arbeitslosigkeit, Umweltkatastrophen oder 

aus beruflichen und privaten Gründen

12 Mio Flüchtlinge und Kriegsvertriebene

Migration und Flucht anfangs 1998: 
lOO'OOO'OOO Menschen leben nicht mehr im Staat, 
in dem sie geboren wurden

davon 
lOO'OOO 
in der 
Schweiz

2,2 Mio 
in West­
europa
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Laut Schätzungen der UNO summieren sich 
diese Zahlungen jährlich auf über 20 Milliarden 
Dollar. Dies entspricht etwa einem Drittel der 
Mittel, welche die Industriestaaten für die glo­
bale Entwicklungszusammenarbeit aufwenden.

Die Auswirkungen der Fluchtbewegungen, die 
durch Unterdrückung oder Kriege ausgelöst 
werden, liegen dagegen vor allem auf der poli­
tischen und gesellschaftlichen Ebene. Opposi­
tion lässt sich im Keim ersticken, wenn ihre 
Wortführer durch willkürliche Verhaftungen, 
Folter oder die Bedrohung von Familienmitglie­
dern zur Flucht gezwungen werden.

Ob Migrierende oder Flüchtlinge: Der weitaus 
grösste Teil von ihnen stammt aus Ländern der 
Dritten Welt und den früheren Ostblockstaaten.

Die meisten Migranten und Flüchtlinge verfü­
gen nicht über die finanziellen Mittel, um grös­
sere Distanzen zu überwinden. Sie suchen in 
einer anderen Region des eigenen Landes oder 
in einem Nachbarstaat Zuflucht. Deshalb sind 
die wirtschaftlich schwächsten Staaten am 
stärksten mit Migrations- und Flüchtlingsproble­
men konfrontiert. Anfangs 1998 hielten sich 
über zwei Drittel aller Flüchtlinge und Kriegsver­
triebenen in Afrika und Asien auf.

Nach Schätzungen des UNO-Hochkommissa- 
riats für Flüchtlinge (UNHCR) waren die westeu­
ropäischen Staaten anfangs 1998 mit 2,2 Mil­
lionen oder 18,3 Prozent aller Flüchtlinge und 
Kriegsvertriebenen und mit 17,8 Millionen oder 
20,2 Prozent aller Migrierenden konfrontiert, 
die sich weltweit ausserhalb ihrer Heimatstaa- 
ten aufhalten.

Der Zustrom der meist illegal einreisenden Asyl­
suchenden stellt für die westlichen Zielstaaten 
eine erhebliche Belastung dar. Die betroffenen 
Staaten müssen Aufnahmekriterien definieren, 
welche die Schutzbedürfnisse der Asylsuchen­
den berücksichtigen, gleichzeitig aber auch der 
Aufnahmebereitschaft der einheimischen Bevöl­
kerung und den strukturellen und wirtschaftlichen 
Möglichkeiten gebührend Rechnung tragen.
Die enormen Fürsorge- und Verfahrenkosten, 
die durch Asylsuchende entstehen, werden von 
vielen Bürgern mit Befremden registriert. Mit 
Unmut reagieren viele, wenn sie feststellen, dass 
sich Asylsuchende nicht immer im erwarteten 
Ausmass der Gesellschaft des Gastlandes 
anpassen. Heftige Reaktionen resultieren, wenn 
Fälle bekannt werden, in denen Einzelne das 
Aufenthaltsrecht während des Asylverfahrens 
für kriminelle Taten missbrauchen.
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Bekämpfung der Migrations- und 
Fluchtursachen und ihrer Folgen

Die weltweiten Flucht- und Migrationsbewe­
gungen lassen sich nur eindämmen, wenn ihre 
Ursachen wirkungsvoll bekämpft werden. 
Wichtigste Ziele sind die Stabilisierung der 
Bevölkerungsentwicklung, die Schaffung trag­
fähiger Wirtschaftsstrukturen sowie die Ach­
tung der Menschenrechte. Das Ausmass der 
Probleme ist enorm. Langfristig wirkungsvolle 
Massnahmen können darum nicht von Einzel­
staaten oder kleinen Staatengruppen ausgehen 
Gefordert ist die gesamte Staatengemeinschaft. 
Gemeinsam mit den Regierungen der betroffe­
nen Länder müssen Rahmenbedingungen 
geschaffen werden, die zu wirtschaftlicher Sta­
bilität führen. Die von den westlichen Staaten 
praktizierte Entwicklungspolitik hat in diesen 
Bereichen eine bedeutende Lenkungsfunktion.

Viele wirtschaftlich schwache Staaten hätten 
aufgrund ihrer Rohstoffvorkommen und der 
Fruchtbarkeit des Bodens durchaus das Potenti­
al für eine gesunde Entwicklung. Weil die 
erwirtschafteten Gewinne aber oft im grossen 
Stil ins Ausland abfliessen, fehlt das benötigte 
Kapital für den nachhaltigen Aufbau tragfähi­
ger Strukturen. Die Regierungen der betroffe­
nen Länder sind selbst dafür verantwortlich, 
dass Massnahmen ergriffen werden, die diesen 
Missstand verhindern. Stabile politische Verhält­
nisse, die das Investitionsklima begünstigen, 
können ebenfalls nur durch die betroffenen 
Staaten geschaffen werden.
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Parallel dazu muss aber auch die heutige Welt­
handelsordnung in Teilbereichen revidiert wer­
den: Für Rohstoffe und Produkte aus den 
Ländern der Dritten Welt und dem ehemaligen 
Ostblock müssen faire Absatzkonditionen und 
stabilere Märkte geschaffen werden.

Weil die Massnahmen zur Bekämpfung der 
Migrationsursachen erst langfristig Erfolg ver­
sprechen, sind die westlichen Staaten gezwun­
gen, kurzfristig Mittel gegen illegale Wanderungs­
bewegungen zu ergreifen. Die internationale 
Zusammenarbeit in der Asyl- und Flüchtlings­
politik wird deshalb immer wichtiger. Sollen 
Missbräuche verhindert werden, müssen die 
Massnahmen und Verfahren der einzelnen 
Länder aufeinander abgestimmt werden.

Im Vordergrund stehen die Bekämpfung des 
Schlepperwesens und die Verstärkung der 
Grenzkontrollen. Illegale Einreisen sollen durch 
den Abschluss von Rückübernahmeabkommen 
in möglichst vielen Fällen rückgängig gemacht 
werden können. Durch das sogenannte Dubli- 
ner Erstasylabkommen soll verhindert werden, 
dass Asylsuchende nacheinander in mehreren 
Staaten Asylgesuche einreichen.

Viele Strategien und Massnahmen werden 
durch die EU entwickelt. Der Zugang zu diesen 
Lenkungsmitteln ist teilweise auf Mitgliedstaaten 
beschränkt. Als Nicht-EU-Staat läuft die Schweiz 
Gefahr, von wirksamen Instrumenten ausge­
schlossen zu bleiben. Dies gilt insbesondere für 
das internationale polizeiliche Fahndungssystem 
EUROPOL. Es wird gegen die organisierte Krimi­
nalität - unter anderem auch zur Bekämpfung 
von Schlepperorganisationen - eingesetzt. Die 
verheerende Tätigkeit der Schlepper kann nur 
durch eine grenzüberschreitende Zusammen­
arbeit der Ermittlungsbehörden unterbunden 
werden.

Nachteilig wäre auch ein Ausschluss der Schweiz 
vom Dubliner Erstasylabkommen. Es trat im 
September 1997 in Kraft. Die Schweiz bemüht 
sich intensiv um einen Anschluss. Die EU macht 
die Teilnahme aber von einem erfolgreichen 
Abschluss der bilateralen Verhandlungen 
abhängig.

Ohne den Zugang zur Dubliner Konvention 
besteht die Gefahr, dass die Schweiz in West­
europa zum einzigen Ausweichstaat für Asylsu­
chende wird, deren Gesuche innerhalb der EU 
abgewiesen worden sind.

Im bilateralen Bereich hat die Schweiz in den 
vergangenen Jahren die bestehenden Rück­
übernahmeabkommen mit Deutschland und 
Österreich den neuen Gegebenheiten angepasst. 
Dasselbe ist mit dem Rückübernahmeabkommen 
mit Frankreich geplant. Ausserdem wurden mit 
Polen, Slowenien, Kroatien, Ungarn, Bulgarien, 
Rumänien, Littauen, Lettland, Estland, Mazedo­
nien und mit der Bundesrepublik Jugoslawien 
neue Abkommen abgeschlossen. Weitere 
Rückübernahmeabkommen mit Italien, Eritrea 
und Albanien sind in Vorbereitung. Jenes mit 
Italien, das für die Schweiz von besonderer 
Bedeutung ist, dürfte 1999 in Kraft treten.
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Wer sind die Ausländer 
und Ausländerinnen 
in der Schweiz?

7 Mio

Die Schweiz ist für Fremde aus aller Welt ein 
begehrtes Reiseziel. Tausende besuchen unser 
Land als Touristen oder Geschäftsreisende. Der 
Fremdenverkehr ist für viele Regionen ein wich­
tiger Wirtschaftsfaktor. Dasselbe gilt für auslän­
dische Arbeitskräfte. Sie sind in der industriellen 
Produktion, im Baugewerbe, in der Landwirt­
schaft, im Gesundheitswesen, im Dienstleis­
tungssektor oder als qualifizierte Arbeitskräfte 
in den verschiedensten Branchen unentbehrlich. 
Sie und ihre Angehörigen tragen auch als Kon- 
sumentinnen und Konsumenten in erheblichem 
Mass zum schweizerischen Wirtschafsvolumen 
bei. Sie bilden mit 1,37 Millionen Personen mit 
Abstand die grösste Ausländergruppe in der 
Schweiz. Viele von ihnen haben im Laufe der 
Jahre das Recht erworben, sich für immer in der 
Schweiz niederzulassen. Für sie ist die Schweiz 
zur zweiten Heimat geworden.

Seit Jahren steht jedoch eine andere, viel kleine­
re Gruppe von Ausländerinnen und Ausländern 
im Zentrum der öffentlichen Diskussion. Ende 
1998 waren die Asylgesuche von rund 45'000 
Personen beim Bundesamt für Flüchtlinge (BFF) 
oder bei der Schweizerischen Asylrekurskom- 
mission (ARK) hängig. Weitere 28'400 Personen 
hielten sich zum selben Zeitpunkt noch in der 
Schweiz auf, obwohl ihr Asylgesuch bereits 
rechtskräftig abgewiesen wurde. Sie haben die 
Pflicht, die Schweiz innerhalb der ihnen ange­
setzten Ausreisefrist zu verlassen oder riskieren, 
von den kantonalen Polizeibehörden zwangs­
weise in ihren Heimat- oder Herkunftsstaat 
zurückgeführt zu werden.
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Gesamtbevölkerung (ständige Wohnbevölkerung + Saisonniers, Kurzaufenthalter 
mit weniger als 12 Monaten Aufenthalt sowie alle Personen des Asylbereichs) 
ständige Wohnbevölkerung
(Schweizer + ständige ausländische Wohnbevölkerung)
ständige ausländische Wohnbevölkerung (Niedergelassene, Jahresaufenthalter, 
Kurzaufenthalter mit über 12 Monaten Aufenthalt, Diplomaten und internationale 
Funktionäre, anerkannte Flüchtlinge sowie ehemalige Asylsuchende, denen -  meist 
als sog. Härtefälle oder wegen Heirat mit Schweizern und Schweizerinnen -  
Aufenthaltsbewilligung erteilt wurden)
Personen des Asylbereichs (anerkannte Flüchtlinge, vorläufig Aufgenommene, 
Asylsuchende mit hängigem Verfahren oder ausstehendem Vollzug der Wegweisung 
sowei ehemalige Asylsuchende, denen -  meist als sog. Härtefälle oder wegen Heirat 
mit Schweizern und Schweizerinnen -  Aufenthaltsbewilligung erteilt wurden)
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Im Jahr 1998 wurden 9,5 Prozent der Asylsu­
chenden als Flüchtlinge anerkannt und erhiel­
ten den Asylstatus. Insgesamt befanden sich 
Ende 1998 rund 24'500 anerkannte Flüchtlinge 
in der Schweiz. Sie haben das Recht auf einen 
dauernden Aufenthalt in unserem Land.

Dies gilt auch für die über 36'000 ehemaligen 
Asylsuchenden, die von ihrem Aufenthaltskan­
ton eine fremdenpolizeiliche Aufenthaltsbewilli­
gung erhalten haben. Solche Bewilligungen 
werden aus humanitären Gründen oder - häufi­
ger - nach der Heirat von Asylsuchenden mit 
Schweizerinnen und Schweizern erteilt.

Im selben Zeitpunkt hat die Schweiz zudem 
rund 21'000 Personen vorübergehend Schutz 
gewährt. Eine solche vorläufige Aufnahme wird 
erteilt, wenn der Vollzug einer Wegweisung 
trotz Abweisung des Asylgesuchs als völker­
rechtlich unzulässig, als unzumutbar oder als 
technisch unmöglich beurteilt wird.

Eine vorläufige Aufnahme erhalten beispiels­
weise Kriegsvertriebene. Die Gültigkeit ihrer 
Aufenthaltsbewilligung endet, sobald die Grün­
de wegfallen, die ursprünglich für die Erteilung 
der vorläufigen Aufnahme ausschlaggebend 
waren. Für Kriegsvertriebene ist dies bei einer 
Beendigung des Krieges im Heimatstaat der 
Fall.

Insgesamt hielten sich Ehde 1998 155'000 Per­
sonen in der Schweiz auf, die dem Asylbereich 
zugerechnet werden (Asylsuchende, anerkann­
te Flüchtlinge, vorläufig Aufgenommene, ehe  ̂
malige Asylsuchende mit fremdenpolizeilichen 
Aufenthaltsbewilligungen und abgewiesene 
Asylsuchende mit ausstehendem Vollzug der 
Wegweisung). Alle Personen des Asylbereichs 
zusammen machen 2,1 Prozent unserer 
Gesamtbevölkerung und 10,4 Prozent der 
gesamten ausländischen Bevölkerung der 
Schweiz aus.
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Aufenthaltskategorien der Ausländer in der Schwei
Status Bedeutung Zugehörig sind A nzahl Personen

(Stand 31.8.98)

C
Niederlassungsbewilligung
Gilt bis Widerruf, kein Stimm- und Wahlrecht, 
im übrigen weitgehende Gleichstellung 
mit Schweizerinnen und Schweizern

- Ausländer mit über 5 bzw. 10 Jahren Aufenthalt 
(je nach Fleimatstaat)

- anerkannte Flüchtlinge mit über 5 Jahren 
Aufenthalt

- Ehepartner von CH-Bürgern mit über 5 Jahren 
Aufenthalt

995'966

B
Jahresaufenthaltsbew illigung
1 Jahr gültig. Unterliegt arbeitsmarktlichen Vor­
schriften/Kontingentierung; begründeter Antrag 
von Arbeitgebern erforderlich (Ausnahme: 
Flüchtlinge). Stellen- und Kantonswechsel nur 
mit Bewilligung.
Erneuerung kann verweigert werden. Familien­
nachzug nach 1 Jahr möglich.

- ausländische Arbeitskräfte
- anerkannte Flüchtlinge in den ersten 

5 Jahren
- humanitäre Aufnahme in den ersten 

10 Jahren

348'186

A
Saisonnier-Bewilligung
Meist 9 Monate gültig, kein Anspruch auf 
Verlängerung, kein Familiennachzug, kein 
Stellen- und Kantonswechsel, unterliegen der 
Kontingentierung.

- Saisonniers
28'845

L
Kurzaufenthalt mit Erw erbstätigkeit
Zeitlich limitiert, kontingentiert für Studenten, 
Praktikanten etc.
Künstler (bis 8 Monate) nicht kontingentiert.

- Auszubildende, Praktikanten, 
Aupairs etc.

- Künstler 20766

F
Vorläufige Aufnahm e
Zeitlich limitierte Ersatzmassnahme für nicht 
vollziehbare Wegweisung. Erneuerbar, Stellen­
antritt möglich nach arbeitsmarktlichen 
Gegebenheiten

- abgewiesene Asylbewerber, deren Rückreise 
nicht möglich, zumutbar oder zulässig Ist

- in Gruppen aufgenommene Gewaltflüchtlinge 
aus Kriegsgebieten

- Besucher und Touristen, deren Visum abge­
laufen ist, die aber nicht zurückreisen können

22'531

Visum 3 Monate gültig, kein Stellenantritt, finanzielle 
Absicherung nötig

- Besucher und Touristen aus visumspflichtigen 
Staaten

Besucher 3 Monate ohne Arbeit, nicht mehr als total 6 
Monate pro Jahr, finanzielle Absicherung nötig

- Besucher und Touristen aus nicht visums­
pflichtigen Staaten

Asylsuchende Arbeitsbewilligung nach 3-6 Monaten möglich; 
Stellen- und Kantonswechsel nur mit 
Bewilligung

- Personen in hängigem Asylverfahren, 
abgewiesene Asylsuchende mit ausstehendem 
Vollzug der Wegweisung

62‘ 183

Internationale
Beamte

Arbeits- und Aufenthaltsrecht aufgrund 
zwischenstaatlicher Vereinbarungen

- Internationale Beamte und Ihre Familien­
angehörigen

ca. 25'OOQ
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Grundzüge der
schweizerischen Asyl-, Ausländer­
und Migrationspolitik

Die Schweiz weist mit 19 Prozent (Stand per 
31.8.98) im internationalen Vergleich einen sehr 
hohen Anteil an Ausländern und Ausländerinnen 
auf. Bei der Beurteilung dieser Tatsache ist aber 
zu berücksichtigen, dass es sich dabei zu über 
90 Prozent um aktiv rekrutierte Arbeitskräfte 
und deren Familienangehörige handelt. Zudem 
hat die Schweiz im europäischen Vergleich ein 
restriktives Einbürgerungsrecht. Andere Länder 
gewähren ihren Ausländern bedeutend rascher 
die Einbürgerung. Würden alle Ausländer und 
Ausländerinnen eingebürgert, die sich seit über 
zehn Jahren in der Schweiz aufhalten, würde 
der Ausländeranteil unseres Landes auf unter 
zehn Prozent sinken.

Trotzdem ist es ein erklärtes Ziel des Bundes­
rates, den Zuwachs der ausländischen Bevölke­
rung zu reduzieren. In einem Strategiebericht 
zur Ausländer- und Flüchtlingspolitik präsentier­
te er 1991 das sogenannte "Drei-Kreise-Modell’ 
als neue Leitlinie der Ausländerpolitik. Damit 
sollte die Zuwanderung ausländischer Arbeits­
kräfte je nach Herkunft vereinfacht oder aber 
weitgehend unterbunden werden. Es hatte 
unter anderem zur Folge, dass die Saisonnier- 
Bewilligungen für Personen aus dem ehemaligen 
Jugoslawien nicht mehr verlängert wurden. Mit 
der Umsetzung des "Drei-Kreise-Modells" sank 
die jährliche Zuwachsrate der ausländischen 
Wohnbevölkerung von 6,4 Prozent im Jahr 1990 
auf 0,3 Prozent im Jahr 1998.

Um die Ausländer-, Arbeitsmarkt- und Asyl­
politik künftig besser aufeinander abzustimmen 
wurde ein Migrationskonzept formuliert. Es 
wurde vom Bundesrat im Herbst 1997 in seinen 
Grundzügen gutgeheissen. Das neue Migrations­
konzept geht davon aus, dass innnerhalb der 
Europäischen Union (EU) und der Europäischen 
Freihandelszone (EFTA) ein gemeinsamer Bin­
nenmarkt entsteht, in dem allen Bürgern die 
volle Niederlassungsfreiheit in jedem Vertrags­
staat gewährt wird. Dies bedeutet, dass die 
Zuwanderung aus allen ändern Staaten auf 
jährlich festzulegende Kontingente beschränkt 
bleiben muss. Bei der Beurteilung von Zulas­
sungsgesuchen sollen abef künftig die Fähigkei­
ten eines Gesuchstellers eine wichtigere Rolle 
spielen als die Herkunft. Gleichzeitig sollen die 
Integrationsbemühungen verstärkt werden.

Einem Teil der Schweizer Bevölkerung gehen 
die Bemühungen des Bundesrates um eine 
Reduktion des Zuwachses der ausländischen 
Bevölkerung nicht weit genug. Immer wieder 
sind in den letzten Jahrzehnten Volksbegehren 
lanciert worden, die darauf abzielen, die Zahl 
der Ausländerinnen und Ausländer in der 
Schweiz durch drakonische Massnahmen zu 
reduzieren. Aktuelles Beispiel ist die 'Volksinitia­
tive zur Regelung der Zuwanderung'. Sie will 
den Ausländeranteil in der Schweiz unter Ein­
rechnung der nicht-ständigen ausländischen 
Bevölkerung (Saisonniers, Kurzaufenthalter und 
Personen des Asylbereichs) auf maximal 18 Pro­
zent begrenzen. Die Annahme dieses Volksbe­
gehrens würde den aus wirtschaftlicher Sicht 
nötigen Spielraum in der Ausländerpolitik stark 
einschränken und in der Asylpolitik die Einhal­
tung elementarster völkerrechtlicher Verpflich­
tungen in Frage stellen. Der Bundesrat wird 
diese Initiative deshalb vehement bekämpfen.

Die Schweizerische Asylpolitik ist im Asylgesetz 
aus dem Jahr 1979 festgelegt und baut auf den 
Grundgedanken der Genfer Flüchtlingskonven­
tion auf. Diese entstand 1951 aus Betroffenheit 
über die Verfolgung von Juden, Zigeunern und 
anderen Minderheiten während des Zweiten 
Weltkrieges. Einzelpersonen und ethnische 
Gruppen sollten künftig gegen politische Unter­
drückung, Gewalt und Rassismus geschützt 
werden. In ihrem Kern definiert die Genfer 
Flüchtlingskonvention, wer als Flüchtling gilt 
und deshalb den Schutz der Unterzeichner­
staaten in Anspruch nehmen darf.
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Flüchtlinge sind Menschen, die aufgrund ihrer Rasse, Religion, Nationalität,
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Überzeugung 
ernsthafte Nachteile von Seiten der Behörden ihres Heimat- oder Herkunftsstaates 
befürchten müssen.
Als ernsthafte Nachteile gelten insbesondere die Gefährdung von Leib, Leben und Freiheit 
sowie Massnahmen, die einen unerträglichen psychischen Druck bewirken.

Als Umkehrschluss aus der Definition des 
Flüchtlings legt die Genfer Flüchtlingskonven­
tion fest, dass niemand in einen Staat abge­
schoben werden darf, in dem er den genannten 
Verfolgungen ausgesetzt würde. Dieses Rück- 
schiebeverbot (sog. Non-Refoulement-Prinzip) 
wurde später ausgedehnt auf Menschen, die 
der Gefahr ausgesetzt sind, gefoltert oder 
unmenschlich behandelt zu werden. Es gilt als 
unkündbares Völkergewohnheitsrecht.
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Die Asylpolitik der Schweiz wird von 
den folgenden Prinzipien bestimmt, die als 
Kernpunkte des humanitären Verständnisses der 
Schweiz gelten:

Wer in seinem Heimatstaat nach den völker­
rechtlich anerkannten Kriterien bedroht oder 
verfolgt wird, erhält in der Schweiz Asyl.

mm;, -

Für notleidende Menschen in Kriegs- oder Kata­
strophengebieten bemüht sich die Schweiz vor 
Ort, rasch Hilfe zu leisten. Sie beteiligt sich an 
internationalen Gemeinschaftsaktionen, die zum 
Schutz und zur Unterstützung von notleiden­
den Bevölkerungsgruppen organisiert werden.

Wenn Hilfsmassnahmen in der betroffenen 
Region aufgrund der akuten Gefährdung 
unmöglich sind, nimmt die Schweiz betroffene 
Personengruppen vorübergehend innerhalb der 
eigenen Grenzen auf.

Aufgabe des Asylverfahrens ist es, unter den 
neu eintreffenden Asylsuchenden jene zu 
erkennen, die nach den beschriebenen Kriterien 
Anspruch auf Schutz haben. Viele Asylsuchende 
sind nicht der Kategorie der Flüchtlinge und 
Kriegsvertriebenen zuzurechnen. Sie gehören 
klar zur Gruppe der Migrierenden. Sie suchen in 
der Schweiz einen besseren Platz zum Leben. 
Weil sie befürchten, dass sie keine Aussicht auf 
Erteilung einer Einreise- und Arbeitsbewilligung 
haben, versuchen sie ihr Ziel durch eine illegale 
Einreise und eine dramatisch präsentierte Ver­
folgungsgeschichte über den Weg des Asylver­
fahrens zu erreichen. Auch wenn dieses Verhal­
ten aus der Optik der Betroffenen verständlich 
erscheinen mag, stellt es einen Missbrauch des 
Asylverfahrens dar.

Die Asyl- und Fremdenpolizeibehörden müssen 
solche Gesuche möglichst rasch abweisen und 
den Vollzug der Wegweisung konsequent 
durchsetzen. Nur so kann die Attraktivität des 
Asylverfahrens für arbeitsuchende Ausländer 
gering gehalten werden.

80%  der Asylgesuche werden heute durch das 
Bundesamt für Flüchtlinge innert drei Monaten 
entschieden. Dasselbe gilt für die Erledigung 
von Beschwerden gegen die Verweigerung des 
Asyls durch die Schweizerische Asylrekurs- 
kommission.

Die Gesuche von Personen, die in der Schweiz 
straffällig geworden sind oder bei denen das 
Verhalten zeigt, dass sie offensichtlich nicht 
gewillt sind, sich in unsere Gesellschaft einzu­
fügen (sog. dissoziales Verhalten), werden nach 
Möglichkeit noch rascher abgewickelt.

Parallel dazu bemüht sich der Bundesrat in inter­
nationaler Zusammenarbeit um nachhaltig wirk­
same Massnahmen zur Eindämmung der Ursa­
chen von Flucht und unfreiwilliger Migration.
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Das schweizerische 
Asylverfahren

Ausländer, die in der Schweiz um Schutz nach­
suchen wollen, können ihr Asylbegehren bei 
jeder diplomatischen oder konsularischen Ver­
tretung der Schweiz, an jedem Grenzübergang 
und auf den Flugplätzen des Landes einreichen.

Bei Gesuchen in den Auslandsvertretungen 
wird eine Einreisebewilligung allerdings nur 
erteilt, wenn die Betroffenen plausible Flucht­
gründe Vorbringen und gleichzeitig Beziehun­
gen zur Schweiz aufweisen. An den Landes­
grenzen wird die Einreise dann gestattet, wenn 
plausible Gründe für eine asylrelevante Verfol­
gung vorgebracht werden und die Asylsuchen­
den ohne unnötige Zwischenaufenthalte zur 
Schweizer Grenze gereist sind.

Fast 90 Prozent der Asylsuchenden umgehen 
die Gefahr einer Rückweisung bei einer diplo­
matischen Vertretung oder an der Grenze aber 
durch eine illegale Einreise. Sie melden sich 
direkt bei einer der vier Empfangsstellen des 
Bundesamtes für Flüchtlinge in Chiasso, Basel, 
Genf und Kreuzlingen. Dort werden ihre Perso­
nalien und Familienverhältnisse erhoben. Gleich­
zeitig werden ihnen Fingerabdrücke genommen 
und Fotoportraits erstellt. Mit Hilfe dieser erken­
nungsdienstlichen Daten wird überprüft, ob die 
betreffenden Personen schon früher -  allenfalls 
unter einem anderen Namen - in der Schweiz 
ein Asylgesuch eingereicht haben.

In den Empfangsstellen werden die Asylsuchen­
den zu ihrem Reiseweg und summarisch bereits 
auch zu ihren Asylgründen befragt. Wenn die 
erkennungsdienstliche Überprüfung und die 
Befragung nicht auf einen offensichtlichen Miss­
brauch des Asylverfahrens schliessen lassen, 
werden die Asylsuchenden zur weiteren Betreu­
ung und für eine detaillierte Anhörung ihrer 
Asylgründe einem Kanton zugeteilt.

Bei diesen Anhörungen müssen die Asylsuchen­
den die Gründe für ihre Bedrohung so präzis und 
lückenlos wie möglich Vorbringen. Es wird ihnen 
Gelegenheit geboten, ihre Aussagen durch 
Dokumente zu belegen. Kritische Rückfragen 
sollen allfällige Widersprüche offenlegen.

Bei diesen Anhörungen sind Dolmetscher und 
Vertreter anerkannter Hilfswerke präsent. Die 
Aussagen werden anschliessend durch die Asyl- 
entscheider und -entscheiderinnen des Bundes­
amtes für Flüchtlinge (BFF) überprüft. Das BFF 
verfügt über eine umfangreiche Länderdoku­
mentation, die zur Überprüfung wichtiger 
Punkte genutzt werden kann. Sie wird ständig 
aktualisiert und enthält neben einer umfassen­
den Mediensammlung detaillierte Angaben zu 
politischen Organisationen, Persönlichkeiten, 
lokalen Gegebenheiten und allen weiteren Fak­
ten und Ereignissen, die bei der Prüfung von 
Asylgesuchen von Bedeutung sein können. Bei 
Bedarf beschafft sich das BFF durch die Bot­
schaft im entsprechenden Land zusätzliche 
Informationen.



Total 41 '302 Personen

Die wichtigsten 
Herkunftsstaaten von 
Asylsuchenden in 
der Schweiz 
1998
(Personenzahlen)

Negative 
Entscheide und 
Nlchtelntretens- 
entschelde 
90,5%

Entscheide 
im Asylverfahren | 
1998

davon
86%
mit Ausrelsefrlst

Positive
Entscheide
9,5%

und
14%
mit vorläufiger 
Aufnahme

Das Bundesamt für Flüchtlinge entscheidet auf­
grund des individuellen Sachverhalts, ob Asyl 
gewährt wird, ob ein Gesuch abgelehnt werden 
muss oder ob eine Situation vorliegt, die eine 
vorläufige Aufnahme rechtfertigt.

Asylbewerber, deren Gesuch abgelehnt wurde, 
haben das Recht, gegen den erstinstanzlichen 
Entscheid Beschwerde einzureichen. In diesen 
Fällen werden alle Fakten nochmals eingehend 
durch die von der Verwaltung unabhängige 
Schweizerische Asylrekurskommisslon (ARK) 
überprüft. Sie entscheidet endgültig, ob die 
vom Bundesamt für Flüchtlinge getroffene 
Beurteilung des fraglichen Einzelfalls korrekt 
nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 
getroffen wurde.

Wurde keine Beschwerde eingereicht oder 
wurde sie abgewiesen, besteht für die betroffe­
nen Ausländerinnen und Ausländer kein 
Anspruch mehr, sich in der Schweiz aufzuhal­
ten. In der Regel wird ihnen eine Frist zur frei­
willigen Ausreise vorgegeben. Verlassen sie die 
Schweiz innerhalb dieser Frist nicht, werden sie 
mit polizeilichen Massnahmen ausgeschafft. 
Haben sie sich der Ausschaffung durch Unter­
tauchen entzogen, werden sie zur Fahndung 
ausgeschrieben.
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Vollzug von Wegweisungen

Die Asylpolitik ist nur dann glaubwürdig, wenn 
die getroffenen Entscheide auch vollzogen wer­
den. Die Wegweisung von abgewiesenen Asyl­
suchenden ist allerdings nicht einfach zu reali­
sieren. Sie ist in erster Linie für die Betroffenen, 
aber auch für die kantonalen Polizeibeamten, 
die mit dieser Aufgabe betraut sind, in hohem 
Mass belastend. Ein konsequenter Vollzug der 
rechtmässig und rechtskräftig verfügten Weg­
weisungen ist jedoch Voraussetzung dafür, dass 
unsere Einwanderungsbestimmungen nicht 
über die Asylpolitik unterlaufen werden und die 
Grenzen für tatsächlich Verfolgte offen bleiben.

Wenn ein Asylgesuch nach eingehender Prü­
fung abgelehnt wird, setzen die Behörden den 
Betroffenen eine angemessene Frist an, in der 
sie die Schweiz verlassen müssen. Kommen sie 
dieser Pflicht nicht innerhalb der gesetzten Frist 
nach, können sie von der zuständigen kantona­
len Polizeibehörde unter Anwendung von 
Zwangsmitteln ausgeschafft werden.

Rund 60 Prozent der abgewiesenen Asylsuchen­
den lassen es aber gar nicht erst zu einem 
zwangsweisen Vollzug der Wegweisung kom­
men. Sie entziehen sich der drohenden Weg­
weisung durch Untertauchen. Weil sie wissen, 
dass sie nach Ablauf der Vollzugsfrist im polizei­
lichen Fahndungssystem RIPOL ausgeschrieben 
werden, reist vermutlich die Mehrzahl der 
Untergetauchten illegal in einen anderen Staat 
aus.

Andere versuchen eine zwangsweise Rück­
führung zu verhindern, indem sie schon vor 
dem Einreichen des Asylgesuchs ihre Reise und 
Identitätsdokumente verstecken oder zerstören. 
Sie wissen, dass sie damit bei einer Ablehnung 
ihres Asylgesuchs den Vollzug der Wegweisung 
stark erschweren, weil kein Staat bereit ist oder 
gezwungen werden kann, Personen ohne Bele­
ge für ihre Staatsbürgerschaft einreisen zu las­
sen. Vor dem Vollzug der Wegweisung müssen 
die Schweizer Behörden deshalb für die Betref­
fenden bei den Botschaften oder Konsulaten 
ihrer Heimatstaaten neue Reisepapiere organi­
sieren. Wenn die Wegzuweisenden dabei nicht 
kooperieren, haben die Fremdenpolizeibehör­
den aber oft grosse Mühe, diese Dokumente zu 
erhalten. Neuerdings werden deshalb wissen­

schaftliche Sprach- und Schriftanalysen einge­
setzt, um die Herkunft der Betreffenden zu eru­
ieren und die diplomatischen Vertretungen des 
so ermittelten Heimatstaates zur Rückübernah­
me dieser Personen zu bewegen. Auch das 
anfangs 1995 eingeführte Bundesgesetz über 
Zwangsmassnahmen im Ausländerrecht schafft 
bessere Voraussetzungen, um Missbräuche zu 
verhindern. Es erlaubt bei fehlender Mitwirkung 
bei der Papierbeschaffung oder bei Anzeichen 
für ein Untertauchen eine Ausschaffungshaft, 
bis die Wegweisung vollzogen werden kann.
Die Höchstdauer der Ausschaffungshaft ist auf 
neun Monate begrenzt.

Probleme bei der Beschaffung von Ersatz-Reise- 
papieren entstehen nicht nur durch das Verhal­
ten abgewiesener Asylsuchender, sondern häu­
fig auch durch den fehlenden Kooperationswil­
len ausländischer diplomatischer Vertretungen. 
Auf Ersuchen der Kantone hin intervenieren in 
solchen Fällen das Bundesamt für Flüchtlinge 
oder der Koordinator für internationale Flücht­
lingspolitik des Eidgenössischen Departements 
für Auswärtige Angelegenheiten.

Vollzug der Wegweisungen 
Januar bis Dezember 1998
(Total 23'706 Personen)

Pflichtgemäss
ausgereist

Rückführung
Heimat

Rückführung
Drittstaat

Aufenthaltsort
unbekannt

6'384 -

3'456 -  
806 -

13 '060 -
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Einzelne Staaten weigern sich grundsätzlich, 
abgewiesene Asylsuchende wieder bei sich auf­
zunehmen. Hier helfen nur Verhandlungen auf 
hoher Ebene oder die Androhung von Sanktio­
nen weiter.. Solche Interventionen haben mehr 
Gewicht, wenn sich mehrere betroffenen Asyl­
staaten zusammenschliessen und ihre Aktionen 
koordinieren.

Eine weitere Schwierigkeit bei der Durchset­
zung des Vollzugs von Wegweisungen entsteht 
dann, wenn sich Personen, die zwangsweise 
ausgeschafft werden sollen, beim Besteigen des 
Flugzeugs körperlich zur Wehr setzen und 
einen Aufruhr verursachen. Dieses Verhalten 
kann zur Weigerung des Flugkapitäns führen, 
die Betreffenden zu transportieren. Die Voll­
zugsbehörden der Kantone müssen in solchen 
Fällen gelegentlich zu drastischen Massnahmen 
greifen und die zurückzuführende Person beim 
Einsteigen oder während des Flugs mit Hand­
schellen oder anderen Mitteln ruhig stellen.

Wenn der Flugkapitän eines Linienfluges 
dieses Vorgehen mit Rücksicht auf das Wohl­
befinden der übrigen Fluggäste nicht toleriert, 
bleibt letztlich nur die Möglichkeit, einen 
Charterflug für derart renitente Personen zu 
organisieren.

Andere Asylsuchende versuchen ihre Wegwei­
sung hinauszuzögern, indem sie behaupten, seit 
dem Asylentscheid seien neue Asylgründe ein­
getreten oder neue Beweismittel aufgetaucht. 
Solche Einsprachen müssen vor dem Vollzug 
einer Wegweisung zumindest summarisch 
geprüft werden.

Häufig sind die Asyl- und Vollzugsbehörden 
auch mit Fällen konfrontiert, in denen sich Privat­
personen oder Organisationen mit Interventionen 
gegen die Ausschaffung abgewiesener Asylsu­
chender zur Wehr setzen oder die von der Aus­
schaffung Bedrohten verstecken. Das Verstecken 
abgewiesener Asylbewerber ist strafbar.
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Jüngste Entwicklung

Monatliche Asylgesucheingänge beim Bundesamt für Flüchtlinge 1986 -  1998

Rasche Veränderungen im Asylbereich 
erfordern flexible Politik
Zwischen dem Anfang der Siebziger und dem 
Ende der Achziger Jahre erlebte die Schweiz, 
wie die anderen europäischen Staaten, einen 
massiven Anstieg der Asylgesuche: Zu Beginn 
dieser Periode wurden pro Jahr nur einige Hun­
dert Gesuche registriert, am Ende dieser Zeit­
spanne mussten in der Schweiz jährlich etwa 
24'000 Anträge von Asylsuchenden bearbeitet 
werden. 1990 spitzte sich die Lage zu: inner­
halb von 12 Monaten wurden damals 36'000 
Asylanträge registriert -  50 Prozent mehr als im 
Vorjahr. Um dieser Entwicklung Einhalt zu 
gebieten verfügte der Bund im Juni 1990 mit 
einem dringlichen Bundesbeschluss einschnei­
dende Massnahmen zur Bekämpfung von Miss­
bräuchen im Asylbereich. Gleichzeitig wurden 
die personellen Ressourcen der Asylbehörden 
massiv aufgestockt, um eine rasche Bearbei­
tung der Verfahren sicherzustellen.

1991 erreichte die Zahl der Asylgesuche mit 
42'000 Anträgen einen Höhepunkt. Durch kon­
sequente Umsetzung des dringlichen Bundes­
beschlusses konnte die weitere Zunahme der 
Asylgesuche in der Folge gestoppt werden.
Über die weit verzweigten Informationskanäle 
der Asylsuchenden verbreitete sich in den Her­
kunftsländern langsam die Nachricht, dass das 
Asylverfahren in der Schweiz für Gesuchsteller 
ohne echten Verfolgungshintergrund kaum 
mehr Aussicht auf einen längeren Aufenthalt 
mit entsprechenden Verdienstmöglichkeiten 
bot. Zwischen 1992 und 1997 ging die Zahl der 
jährlich eingereichten Gesuche auf durch­
schnittlich 20'000 Anträge zurück.

Gesuche* 8'546 16'726 24'425 35'836 4V629 17'960 24’739 16‘134 17‘021 18'001 23'982 4V312

*Asylgesucheingänge pro Jahr
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Aktuelle Ereignisse im Ausland beein­
flussen die Lage in der Schweiz
Die dramatischen Ereignisse in der jugoslawischen 
Provinz Kosovo beendeten 1998 die stabilisierte 
Asylentwicklung in der Schweiz: Mit bis zu 
6 ‘000 neuen Asylgesuchen pro Monat wurden 
im Herbst 1998 wieder Höchstwerte erreicht.
Mit dieser Entwicklung wurde die Schweiz zum 
meistgefragten westlichen Asylland, wenn man 
die Zahl der Asylgesuche an der Grösse der ein­
heimischen Bevölkerung misst. In absoluten 
Zahlen gemessen rangierte die Schweiz 1998 
mit 41 302 Gesuchen hinter der Bundesrepublik 
Deutschland, den Niederlanden und Grossbrita- 
nien an vierter Stelle, noch vor traditionellen Ein­
wanderungsländern wie den USA, Kanada oder 
Australien und weit vor grossen europäischen 
Nationen wie Frankreich oder Italien.
Die Entwicklung von 1998 zeigt, wie schnell 
und einschneidend Ereignisse in anderen Län­
dern die Asylsituation in der Schweiz beeinflus­
sen können. Im März 1998 brachen heftige 
bewaffnete Auseinandersetzungen zwischen 
serbischen Sicherheitskräften und der Guerilla 
der Kosovo-Albaner aus. Die albanisch-stämmige 
Bevölkerung wurde von serbischen Einheiten 
systematisch aus ihren Dörfern vertrieben. In 
ihrer Not flüchteten Zehntausende in die Wäl­
der und Berge der Region, andere Teile der Pro­
vinz, ins nahe Ausland oder nach Westeuropa. 
Mit dem Herannahen des Winters verschärfte 
sich die Notlage der Flüchtlinge, die in der Region 
geblieben waren. In dieser Situation spielten 
persönliche Bindungen und Beziehungen eine 
grosse Rolle: In den Sechziger bis Achziger Jah­
ren rekrutierte die Schweiz in Jugoslawien Hun­
derttausende von Saisonniers als Arbeitskräfte 
für die Schweizer Wirtschaft. Im Verlauf der 
Jahre wurden die Saison-Bewilligungen vieler 
ausländischen Arbeitnehmer in ständige Auf­
enthaltsbewilligungen umgewandelt. Darum 
leben heute rund 300'000 jugoslawische 
Staatsangehörige in unserem Land. Die Hälfte 
von ihnen sind ethnische Albaner und Albane­
rinnen aus der Provinz Kosovo.

Anzahl Asylgesuche pro 100*000 
Einwohner in den westlichen Staaten, 
Januar bis Oktober 1998

Schweiz 453 pro lOO'OOO Einwohner

Niederlande 235 pro lOO'OOO Einwohner

Belgien 162 pro lOO'OOO Einwohner

Norwegen 159 pro lOO’OOO Einwohner

Österreich 133 pro lOO'OOO Einwohner

Schweden 123 pro lOO'OOO Einwohner

BRD 97 pro 10O'OOO Einwohner

Dänem ark 86 pro 10O'OOO Einwohner

Kanada 68 pro 10O'OOO Einwohner

Grossbritannien 62 pro lOO'OOO Einwohner

Australien 37 pro 10O'OOO Einwohner

Frankreich 31 pro 10O'OOO Einwohner

Finnland 20 pro 10O'OOO Einwohner

USA 17 pro lOO'OOO Einwohner

Spanien 14 pro lOO'OOO Einwohner

Italien 8 pro lOO'OOO Einwohner



In Ihrer Not wandten sich viele Betroffene aus 
den Krisenregionen an ihre Verwandten, Freun­
de und Bekannten in den sicheren und begüter­
ten Staaten Westeuropas. Wer genügend Kraft 
und Geld für die Flucht nach Westeuropa hatte, 
reiste in die Bundesrepublik Deutschland oder 
in die Schweiz. Der selbe Beziehungs-Mechanis­
mus hat zur Folge, dass die Schweiz von Flucht- 
und Migrationsbewegungen aus anderen Staa­
ten kaum berührt wird: Algerier, die vor dem 
Terror der Islamisten Schutz,suchen, gehen in 
erster Linie nach Frankreich, während Indonesi­
sche Flüchtlinge vorwiegend versuchen, nach 
Malaysia oder Australien zu gelangen.
Die Nähe zum Konfliktherd und die Zusammen­
setzung der ausländischen Bevölkerung in 
einem Aufnahmeland haben grossen Einfluss 
auf die Zahl der Asylsuchenden. Als Folge dieser 
Tatsache ist die Asylentwicklung in der Schweiz 
in besonderem Masse von der Entwicklung des 
Kosovo-Konflikts abhängig. Die massive Zunah­
me der Asylgesuche im Jahr 1998 zeigt dies 
deutlich: vom Total der 41 302 Asylbegehren 
wurden 49 ,4 Prozent von Kosovo-Albanern und 
-Albanerinnen eingereicht.

Der europäische Zusammenschluss 
konfrontiert die Schweiz mit einer 
neuen Situation
Mit der weiteren Verschärfung der Massnah- . 
men gegen den Asylmissbrauch und dem 
neuen Asylgesetzt wollen Bundesrat und eid­
genössische.Räte dafür sorgen, dass unser Land 
für Personen, die ohne echten Verfolgungshin­
tergrund ein Asylgesuch stellen, künftig noch 
weniger attraktiv ist. Trotzdem könnte die 
Attraktivität der Schweiz als Zielland für Asylsu­
chende aus aller Welt schon in naher Zukunft 
wieder massiv ansteigen. Der Grund dafür liegt 
in unserem Abseitsstehen von der Europäischen 
Union (EU). Zur schnelleren und besseren 
Bewältigung der Asylprobleme treiben die EU- 
Staaten ihre Harmonisierungsbestrebungen der­
zeit stark voran. Im September 1997 wurde das 
Dubliner Abkommen in Kraft gesetzt.

Diese Übereinkunft verhindert, dass Asylsu­
chende, deren Antrag in einem EU-Staat abge­
lehnt wurde, in einem anderen EU-Land erneut 
ein Asylgesuch einreichen können. Das Dubliner 
Abkommen wird seine volle Wirkung entfalten, 
sobald die entsprechenden Einführungsbestim­
mungen in allen EU-Ländern verabschiedet sind 
und die EU-weite Vernetzung der gemeinsamen 
Asyl-Datenbank funktioniert. Die Schweiz ris­
kiert damit, zur Fluchtalternative für all jene zu 
werden, deren Gesuch in einem EU-Land abge­
lehnt wurde. Ob sich die Eidgenossenschaft 
dem Dubliner Abkommen und anderen Mass­
nahmen der EU anschliessen kann, hängt davon 
ab, wie w ir unsere Position gegenüber der EU 
künftig definieren.

24



i

Seit andere europäische Staaten ihre Massnah­
men gegen den Asyl-Missbrauch ebenfalls ver­
schärft haben, ist die Wirkung der schweizeri­
schen Massnahmen etwas verflacht. Die 
Schweiz ist darum schon heute für manche 
Asylsuchenden wieder attraktiver als anfangs 
der Neunziger Jahre. Asylsuchende kennen die 
Mängel und Vorteile der Asylsysteme unter­
schiedlicher Aufnahmeländer erstaunlich 
genau. Bei der Wahl des Ziellandes spielt der 
Zugang zu Sozialeinrichtungen oft eine wichti­
ge Rolle. Die Attraktivität der Schweiz ergibt 
sich für viele aus der Tatsache, dass unser Land 
einen flächendeckenden und zeitlich unlimitier­
ten Zugang zum Gesundheits- und Fürsorgesy­
stem bietet. Dieses Privileg wird Asylsuchenden 
längst nicht in allen EU-Staaten gewährt.
Die veränderte Situation in Europa könnte dazu 
führen, dass der Trend steigender Gesuchszah­
len auch nach der Beendigung des Kosovo- 
Konflikts anhält.

Mit flexiblen Strukturen ausserge- 
wöhnliche Situationen auffangen
Die im Asylbereich tätigen Behörden und Orga­
nisationen versuchen die Folgen und Herausfor­
derungen der schweizerischen Asylsituation so 
effizient und kostengünstig wie möglich zu 
bewältigen. Im Verlauf der Jahre wurde eine 
flexible Betreuungs- und Entscheid-Infrastruktur 
aufgebaut. Sie kann die saisonalen Schwankun­
gen der Gesuchszahlen im Normalfall recht gut 
auffangen. Der enorme Anstieg der Asylgesu­
che zwischen Oktober und Dezember 1998 
führte aber zu Engpässen bei der Betreuung 
und Registrierung neu eintreffender Asylsu­
chender. Die Emfangsstellen des Bundes waren 
vorübergehend nicht mehr in der Lage, das 
grosse Volumen der Schutzsuchenden zu 
bewältigen. Bundesrat und Parlament entschie­
den darum, Armeeangehörige für die Betreu­
ung von Asylsuchenden einzusetzen. Zudem 
wurden kurzfristig Militärkasernen und Zivil- 
schutzunterkünfte bereitgestellt, um alle Asyl­
suchenden unterbringen zu können. Die.Armee 
wurde angewiesen, die zivilen Behörden solan­
ge zu unterstützen, bis sich die Lage wieder 
normalisiert hat und die Betreuung wieder mit 
ordentlichen Mitteln bewältigt werden kann.

Mit gezielten Massnahmen Missbrauch 
unterbinden
In den letzten Jahren wurde festgestellt, dass 
immer mehr Fremde vor der Registrierung ihrer 
Asylgesuche ihre Reisepapiere vernichten oder 
verstecken. Sie hoffen, dass sie damit eine Ver­
längerung ihres Aufenthalts in der Schweiz 
erzwingen können, falls ihr Asylgesuch abge­
wiesen wird. Manche versuchen zudem den 
Vollzug ihrer Wegweisung zu blockieren, indem 
sie die Mitwirkung bei der Beschaffung von 
Ersatzpapieren verweigern. Ein neues Paket von 
gesetzlichen und administrativen Massnahmen 
soll diese Formen des Missbrauchs künftig ein­
dämmen.

Das revidierte Asylgesetz schafft klare 
Rechtsgrundlagen
Das schweizerische Asylgesetz musste in den 
letzten Jahren immer wieder in Teilbereichen 
angepasst werden, damit es die erforderlichen 
Instrumente zur Bewältigung neuer Entwicklun­
gen im Asylbereich umfasste. Dabei ist eine 
schwer zu überschauende Ansammlung von 
Ergänzungen und Verordnungen entstanden. 
Mit der Totalrevision des Asylgesetzes soll diese 
unbefriedigende Situation bereinigt werden.
Das neue Asylgesetz soll bis am 1. Juli 1999 in 
Kraft gesetzt werden. Neben der übersichtli­
chen Festschreibung der bisherigen Gesetzes­
elemente bringt es zusätzliche Massnahmen zur 
Bekämpfung von Missbräuchen im Asylverfah­
ren. Es schafft gleichzeitig aber auch einen bes­
seren Rechtsstatus für Kriegsvertriebene, die in 
der Schweiz vorübergehend Schutz erhalten.
Nachdem das Referendum gegen das neue Asy­
lgesetz zustande kam, wird das Schweizervolk 
im Laufe des Jahres 1999 in einer Abstimmung 
über die Einführung der revidierten Gesetzesbe­
stimmungen entscheiden.
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Kosten

Die Betreuung von Asylsuchenden und die Prü­
fung ihrer Gesuche verursacht grosse Kosten. 
Die Aufwendungen für den Asylbereich haben 
in den letzten Jahren ständig zugenommen.
1998 belief sich der Aufwand des Bundesamtes 
für Flüchtlinge auf über eine Milliarde Franken. 
Fast 90 Prozent dieser Summe wurde für die 
Betreuung und Fürsorge für anerkannte Flücht­
linge, vorläufig Aufgenommene und Asylbe­
werber aufgewendet.

Es ist nicht nur die Zahl der neu eintreffenden 
Asylsuchenden, welche die Kostensteigerung 
verursacht, sondern die Gesamtzahl der Perso­
nen, die dem Asylbereich und damit der 
Kostenzuständigkeit des Bundes zugeordnet 
werden müssen: Dazu gehören Asylsuchende 
mit hängigem Verfahren oder hängigem Voll­
zug, vorläufig Aufgenommene und anerkannte 
Flüchtlinge. Gesamthaft zählen zu diesem Per­
sonenkreis heute 119'000 Personen. Jährlich 
wächst diese Gruppe um ca. 5'000 bis 10'000 
Personen. Die Gründe für diese Zunahme liegen 
einerseits darin, dass laufend weitere Personen 
als Flüchtlinge anerkannt oder vorläufig aufge­
nommen werden, andererseits aber auch in den 
Schwierigkeiten beim Vollzug von Wegweisun­
gen.

Ein wichtiger Grund für die steigenden Kosten 
im Asylbereich ist zudem der hohe Prozentsatz 
an fürsorgeabhängigen Asylsuchenden, vorläu­
fig Aufgenommenen und anerkannten Flücht­
lingen. Die schlechte Wirtschaftslage und die 
konsequente Anwendung des Arbeitsverbotes 
während der ersten Monate des Asylverfahrens 
haben dazu geführt, dass der Anteil der arbei­
tenden Asylsuchenden im erwerbsfähigen Alter 
von 1990 bis 1997 von 70 Prozent auf rund 40 
Prozent gesunken ist. Bei den vorläufig Aufge­
nommenen und den anerkannten Flüchtlingen 
ist die Quote der Erwerbstätigen nur unwesent­
lich höher.

1 Mia —

9 Mio

8 Mio —

7 Mio

6 Mio

5 Mio

4 Mio

3 Mio

2 Mio

1 .Mio

0 -

Ol
CTl

(N
CMO

CT»
00

V0 00 01 O f <N in vo rs 0000 00 00 00 en £T> ff» <y> CT> Ol ff» o» Ol
OS ff» OS 9) 01 ff» ff» 01 01 o» Ol 01 01

r - r - r - T - r - T " T“ t“ f

BFF-Nettoausgaben, 1986-1998
(Beträge in Mio. Franken; Ausgaben 1998: Schätzung per 31. 12. 1998)

26



160'000

140'000

er»oo
CT»

o
CT»er» cn

CT»

CNJ m Ln (D r̂ * 00
CT» cn CT» CT» CT» CT» CT»
CT» CT» CT» CT» CT» CT» CT»
T-- *— *— '— ’— T— T
<D <u CD QJ CU QJ a>

"O TD TD "O ■O TD
C c C c c c c

LU LU LU LU LU LU LU

. Anerkannte Flüchtlinge 
24'439*
Humanitäre und andere Frepo-Regelungen 
36 '499*
Vorläufig Aufgenommene 
21 '071

Regelung / Vollzug hängig oder blockiert 
28'420
Erst- und zweitinstanzliche Pendenzen 
44 '948*

Stand per 30. 11. 1998

Entwicklung des Personenbestandes im Asylbereich, 1989-1998

27



Themen

Fürsorgeleistungen an Asylsuchende
Mittellose Asylsuchende erhalten Kost, Logis 
und ein Taschengeld von 3 Franken pro Tag.
Bei Bedarf werden ihnen Kleider abgegeben.
Sie sind gegen Krankheit versichert. Zahnbe­
handlungen werden nur übernommen, soweit 
sie der Schmerzbekäpfung dienen.
Die Unterbringung von Asylsuchenden erfolgt 
heute meist in kostengünstigen Gemeinschafts­
unterkünften. Die erforderliche Infrastruktur 
wurde speziell errichtet, um die kostspielige 
Unterbringung in Wohnungen und Hotels zu 
verhindern.
Die Fürsorgeleistungen werden auf die persönli­
che Situation der Asylsuchenden abgestimmt. 
Grundsätzlich wird darauf geachtet, dass die 
Unterstützung in Form von Sachleistungen und 
nicht durch Geldzahlungen erfolgt. Die Fürsor­
geleistungen werden von den Kantonen ausge- 
richtet, vom Bund aber vergütet. Durch eine 
konsequente Reorganisation im Fürsorgebe­
reich konnten die jährlichen Kosten auf durch­
schnittlich 15'000 Franken pro fürsorgebedürf­
tigen Asylsuchenden gesenkt werden.
Etwa 60 Prozent der Asylsuchenden, vorläufig 
Aufgenommenen und anerkannten Flüchtlinge 
sind fürsorgeabhängig. Für sie mussten 1998 
rund 900 Mio. Franken aufgewendet werden.

Eine Studie des Schweizerischen Forums für 
Migrationsstudien (SFM) vom Oktober 1998 
zeigt auf, dass die Höhe der Fürsorgeleistungen 
in den verglichenen Staaten Schweiz, BRD, Italien, 
Österreich und Dänemark sehr nahe beieinan­
der liegt. Während die Leistungen in der Schweiz 
aber allen Kategorien von Asylsuchenden 
zugute kommen und zeitlich unbeschränkt 
sind, werden sie in anderen Staaten entweder 
nur an bestimmte Kategorien wie anerkannte 
Flüchtlinge oder Familien ausgerichtet oder 
enden nach einer bestimmten Dauer oder 
einem negativen Asylentscheid. Damit lassen 
sich direkte Kosten sparen. In Rechnung zu stel­
len sind aber die Folgekosten, die beispielsweise 
durch vermehrte Kriminalität entstehen, wenn 
mittellose Asylsuchende völlig auf sich selbst 
gestellt sind.

Asylsuchende und Arbeit
Bis 1990 durften Asylsuchende unmittelbar 
nach der Einreichung ihres Gesuches in der 
Schweiz arbeiten, sofern sie eine Stelle fanden, 
für die sich kein einheimischer Arbeitnehmer 
interessierte. Da fremdenpolizeiliche Arbeitsbe­
willigungen normalerweise nur an Ausländer 
und Ausländerinnen aus westeuropäischen 
Staaten erteilt werden, bot das Asylverfahren 
damals allen anderen arbeitssuchenden Frem­
den einen attraktiven Weg zum Ziel.
Ende der Achtziger Jahre nahm die Zahl der 
Asylsuchenden stark zu. Darum musste das 
Asylverfahren für all jene unattraktiv gemacht 
werden, die ihr Gesuch nicht aus einem Schutz­
bedürfnis stellten, sondern diesen Weg wähl­
ten, um rasch Arbeit zu erhalten. 1990 wurde 
deshalb die Regelung eingeführt, dass Asylsu­
chende während der ersten drei Monate ihres 
Verfahrens nicht arbeiten dürfen. Falls ein Asyl­
gesuch während dieser Periode in erster Instanz 
abgelehnt wird, wird das Arbeitsverbot für die 
betroffenen Personen um drei weitere Monate 
verlängert.
Weil die Asylbehörden heute in der Lage sind, 
vier Fünftel aller Gesuche innert sechs Monaten 
zum Abschluss zu bringen, unterliegen die mei­
sten Asylbewerber während der gesamten Ver­
fahrensdauer dem Arbeitsverbot. Damit wurde 
das Asylverfahren für Arbeitssuchende weniger 
attraktiv. Dafür sind heute 60 Prozent der Asyl­
suchenden im erwerbsfähigen Alter ohne 
Arbeit, was entsprechend höhere Fürsorgekosten 
verursacht.

Familiennachzug
Wer in der Schweiz die Flüchtlingseigenschaft 
zugesprochen erhält, ist berechtigt, sich auf 
Dauer in der Schweiz aufzuhalten. Flüchtlinge 
dürfen deshalb ihre Ehegatten und minderjähri­
gen Kinder in die Schweiz nachkommen lassen.
Asylsuchende, deren Verfahren noch hängig ist, 
oder bei denen bereits feststeht, dass sie die 
Flüchtlingseigenschaft nicht erfüllen, haben 
dagegen kein Recht auf Familiennachzug. Rei­
sen ihre Familienangehörigen trotzdem illegal in 
die Schweiz ein, werden die Gesuche aller 
Familienangehörigen prioritär behandelt. Bei 
negativem Ausgang des Verfahrens wird die 
Wegweisung so rasch wie möglich vollzogen.

Kirchenasyl
Der Entscheid über die Gewährung oder Ver­
weigerung von Asyl in der Schweiz liegt aus­
schliesslich beim Bund. Wird ein Asylgesuch von 
den Behörden abgelehnt, muss die betroffene 
Person die Schweiz innerhalb der angesetzten 
Ausreisefrist verlassen. Missachtet sie diese 
Wegweisung, begibt sie sich in die Illegalität.
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Wer Ausländern das unrechtmässige Verweilen 
in der Schweiz erleichtert, macht sich strafbar.
Dies gilt für Private ebenso wie für kirchliche 
Personen oder Institutionen. In der Schweiz 
existiert heute weder ein Recht auf Kirchenasyl 
noch eine kirchliche Immunität.
Immer wieder werden Fälle bekannt, in denen 
es einzelne Kirchgemeinden oder Private als 
ihre moralische Pflicht erachten, abgewiesenen 
Asylbewerbern in ihren Räumen Zuflucht zu 
gewähren. Solange derartige Aktionen als Aus­
druck von Solidarität durchgeführt werden und 
den Behörden der Aufenthaltsort der Schutzsu­
chenden bekannt ist, liegen keine Straftatbe­
stände vor. Illegal werden als Kirchenasyl dekla­
rierte Aktionen dann, wenn Ausschaffungen 
aktiv vereitelt werden. In solchen Fällen sind die 
kantonalen Strafverfolgungsbehörden gezwun­
gen, eine Strafverfolgung einzuleiten.

Kriminelle Asylsuchende
Es existieren keine zuverlässigen Daten über die 
Straffälligkeit von Asylsuchenden, welche die 
gesamte Schweiz erfassen. Meist unterscheiden' 
die kantonalen polizeilichen Kriminalstatistiken 
nur zwischen ausländischen und einheimischen 
Personen, nicht aber zwischen den verschiede­
nen Ausländerkategorien.
Am verlässlichsten ist eine Studie des Bundes­
amtes für Statistik vom Mai 1996, die sich auf 
Zahlen aus dem Jahr 1991 bezieht. Sie kommt 
zum Schluss, dass der Prozentsatz straffälliger 
Asylsuchender innerhalb vergleichbarer Alters­
und Geschlechtsgruppen nicht derart stark von 
jenem der Einheimischen oder der Angehörigen 
anderer Ausländerkategorien abweicht wie 
immer wieder behauptet wird. Am häufigsten 
machen sich 18- bis 30-jährige Männer straf­
bar. Bei ihnen wurden 2,9 Prozent der Einhei­
mischen und 4,9 Prozent der Asylsuchenden 
straffällig. Allerdings begehen Asylsuchende 
überdurchschnittlich oft schwere Delikte wie 
Raub oder Drogenhandel, während Einheimi­
sche bei den Strassenverkehrsdelikten überver­
treten sind.
Zudem besteht bei den kantonalen Strafverfol­
gungsbehörden der Eindruck, dass die Verflech­
tung von Asylsuchenden in den Drogenhandel 
in jüngster Zeit wieder zugenommen hat. Die 
organisierte Kriminalität versucht offenbar 
gezielt, Asylsuchende für den Kleinhandel mit 
Betäubungsmitteln anzuwerben.
Im Interesse aller Asylsuchenden, welche die 
Rechtsordnung der Schweiz respektieren, darf 
nicht toleriert werden, dass einige die im Asyl­
verfahren zugestandene Aufenthaltszeit für kri­
minelle Aktivitäten missbrauchen. In den Asyl­
unterkünften müssen vermehrt Razzien durch­
geführt werden. Wenn Asylsuchende als 
Straftäter überführt werden, sollen gegen sie 
die normalen strafrechtlichen Mittel angewen­
det werden. Der Richter hat die Möglichkeit

eine Freiheits- oder Geldstrafe mit der Landes­
verweisung zu verbinden, sodass die Wegwei­
sung direkt im Anschluss an die Freiheitsstrafe 
vollzogen werden kann. Die oft geforderte 
Massnahme, straffällige Asylbewerber einfach 
abzuschieben, stellt keine sinnvolle Alternative 
dar: Wenn Kriminellen in der Schweiz nichts 
anderes drohen würde als ein Rückflug in den 
Heimatstaat, würde die Schweiz für sie zum 
denkbar attraktivsten Betätigungsfeld.

Das Spannungsfeld zwischen den 
Grundsätzen der Asylpolitik und der 
Betroffenheit über das Schicksal 
eines Einzelnen
Viele, die in persönlichem Kontakt mit Asylsu­
chenden stehen und deren Schilderungen von 
Verfolgung und persönlicher Not hören, haben 
Schwierigkeiten, einen negativen Entscheid der 
Asylbehörden zu akzeptieren. Die Bekannten 
von Asylsuchenden kennen nur deren Darstel­
lung. Sie haben weder die Möglichkeiten noch 
die Kenntnisse, die erforderlich sind, um den 
Wahrheitsgehalt überprüfen zu können. Fast 
jede Ablehnung eines Asylgesuchs wird deshalb 
als ungerecht empfunden. Zudem stellt die 
anschliessende Wegweisung für die abgewiese­
nen Asylsuchenden meist eine persönliche 
Härte dar, Weil sie in eine Situation zurückkeh­
ren müssen, die oft deutlich schwieriger ist als 
jene in der Schweiz. Das weckt Emotionen. Die 
Asylpraxis der Behörden wird als hart empfun­
den. Privatpersonen, Hilfswerke und Organisa­
tionen, die sich für Asylsuchende einsetzen, 
üben deshalb gemeinsam mit einem Teil der 
Medien häufig Kritik an der Praxis des Bundes­
amtes für Flüchtlinge.
Nur wer den Blick nicht nur auf den Einzelfall, 
sondern aufs Ganze richtet, wird die Asylpolitik 
und -praxis verstehen. Persönliche Härten könn­
ten nur vermieden werden, wenn abgewiesene 
Asylsuchende das Recht erhielten, sich weiter­
hin in der Schweiz aufzuhalten. Dies wäre eine 
Politik der freien Einwanderung, die zu einem 
unkontrollierbaren Zustrom von Personen führen 
würde. Die realen Aufnahmemöglichkeiten der 
Schweiz und die Aufnahmebereitschaft der 
Bevölkerung würden durch eine solche Entwick­
lung eindeutig überfordert. Das eidgenössische 
Parlament hat deshalb festgelegt, dass die Auf­
nahme auf politisch Verfolgte und -  im Sinne 
einer vorübergehenden Schutzgewährung -  auf 
Kriegsflüchtlinge beschränkt bleiben muss. Das 
Bundesamt für Flüchtlinge hat die Aufgabe fest­
zustellen, welche Asylsuchenden einer dieser 
Kategorien angehören.
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Aktuelle Brennpunkte

Kosovo
Albanisch-stämmige Personen aus dem Kosovo 
machten 1998 rund die Hälfte der Asylsuchen­
den in der Schweiz aus. Als Folge des Krieges 
zwischen den serbischen Sicherheitskräften und 
der kosovo-albanischen Guerillabewegung UCK 
flüchteten ab März 1998 Hunderttausende in 
die Nachbarstaaten oder nach Westeuropa. Hier 
sind die Schweiz und die BRD in besonderem 
Mass betroffen, weil beide Staaten eine grosse 
Zahl von Arbeitskräften aus dem Kosovo rekru­
tierten. Verwandtschaftliche Bindungen beein­
flussen naturgemäss die Wahl des Ziellandes.
Als Folge des Konflikts erstreckte der Bundesrat 
die Ausreisefrist für abgewiesene Asylsuchende 
mehrmals. Sie werden zurückkehren müssen, 
sobald sich die Lage im Kosovo stabilisiert.
Der Aufschub der Wegweisung gilt nicht für 
Personen, die in der Schweiz schwerere Delikte 
begangen haben. Sie müssen aufgrund eines 
Rückübernahmeabkommens, das die Schweiz 
mit der Bundesrepublik Jugoslawien am 
1.9.1997 abgeschlossen hat, zurückkehren.

Bosnien-Herzegowina
Während des Balkan-Kriegs gewährte die 
Schweiz rund 30'000 Personen aus dem Kriegs­
gebiet vorübergehenden Schutz. Die meisten 
von ihnen stammten aus Bosnien-Herzegowina. 
Nach dem Friedensabkommen von Dayton hob 
der Bundesrat die vorläufigen Aufnahmen wie­
der auf. Davon sind 18'000 Kriegsvertriebene 
aus Bosnien-Herzegowina betroffen. In einer 
ersten Phase mussten 1997 Alleinstehende und 
kinderlose Ehepaare zurückkehren. Ende Mai 
1998 lief die Ausreisefrist auch für Familien aus.
Um den Betroffenen eine Rückkehr zu erleich­
tern, konnten sie bei Ausreise innerhalb der 
angesetzten Fristen von einem Rückkehrhilfe- 
und Wiedereingliederungsprogramm des Bun­
des profitieren, das in dieser Form erstmals zur 
Anwendung gelangte. Es beinhaltete finanzielle 
Leistungen von 4000 Franken für Erwachsene, 
von 2000 Franken für Kinder und zusätzlich von 
1000 Franken pro Haushalt. Das Geld sollte 
Rückkehrende in die Lage versetzen, zerstörte 
Wohnungen wieder in Stand zu stellen, neue 
Existenzgrundlagen zu schaffen und in der

ersten Zeit nach der Rückkehr die Lebenskosten 
zu bestreiten. Um die während des Krieges 
zuhause gebliebene Bevölkerung nicht zu 
benachteiligen, wurden im selben Umfang Mit­
tel für den Wiederaufbau zerstörter Infrastruk­
turen aufgewendet. Dabei wurden jene Regio­
nen bevorzugt, die zurückkehrende Kriegsver­
triebene aufnahmen.
Über zwei Drittel der zur Rückkehr Verpflichte­
ten profitierten vom Rückkehrhilfeprogramm. 
Als positive Folge davon kam es bei Bosniern 
und Bosnierinnen in bedeutend weniger Fällen 
als üblich zu einem Untertauchen oder zu 
einem zwangsweisen Vollzug der Rückführung.

30



Albanien
Als Im Frühjahr 1997 im wirtschaftlich ohnehin 
schwachen Albanien das Bankensystem zusam­
menbrach und landesweite Unruhen ausbra­
chen, reisten Zehntausende von Albanern und 
Albanerinnen mit überfüllten Schiffen über die 
Adria nach Italien, wo sie meist illegal an Land 
gelangten.
Weil ihnen Italien nur für wenige Monate Auf­
enthaltsbewilligungen erteilte, versuchten viele 
illegal in andere europäische Staaten weiterzu­
wandern. Als Nachbarstaat Italiens war die 
Schweiz von diesen illegalen Einreisen in beson­
derem Mass betroffen. Fast 7'000 Personen 
reichten hier 1997 und 1998 Asylgesuche ein. 
Nachdem sich die Lage in Albanien beruhigte, 
wurden gegen 2'000 Personen in ihren Heimat­
staat zurückgeführt. Weitere 3'900 tauchten 
nach einem ablehnenden Asylentscheid unter 
und reisten vermutlich in andere europäische 
Staaten weiter.

Türkei
In den hauptsächlich von Kurden bewohnten 
Provinzen im Südosten der Türkei führen die 
kurdische Guerilla und die Regierungsarmee 
seit Jahren eine bewaffnete Auseinanderset­
zung.
In den Grossstädten im Westen der Türkei leben 
dagegen Millionen von Kurden, die sich nicht 
politisch betätigen und deshalb von den türki­
schen Behörden auch nicht gezielt verfolgt wer­
den. Das Bundesamt für Flüchtlinge ist deshalb 
der Auffassung, dass kurdische Asylsuchende, 
die keine individuelle Verfolgung glaubhaft 
machen können, in diesen Teilen der Türkei 
nicht gefährdet sind und dass es demzufolge 
für sie zumutbar ist, dorthin zurückzukehren.

Den unbestreitbar existierenden Menschen­
rechtsverletzungen In der Türkei wird im Rah­
men der Prüfung der einzelnen Asylgesuche 
Rechnung getragen. So wurden beispielsweise 
1998 über 38 Prozent der türkischen Asylsu­
chenden als Flüchtlinge anerkannt.

Sri Lanka
Während Jahren wurde mit Blick auf die Situati­
on In Sri Lanka auf Wegweisungen verzichtet.
In den letzten Jahren hat sich die Situation im 
Süden des Landes aber deutlich verbessert -  
gerade auch in Bezug auf die Einhaltung der 
Menschenrechte. Damit Ist die Sonderbehand­
lung, welche die vorwiegend tamilischen 
Flüchtlinge über längere Zeit genossen haben, 
nicht mehr gerechtfertigt. In Absprache mit 
anderen europäischen Staaten hat die Schweiz 
bisher von einer umfangreicheren Rückführung 
von Tamilen abgesehen, weil die Aufnahme­
strukturen für Flüchtlinge in Sri Lanka nach wie 
vor überlastet sind. Würde die aktuelle Situati­
on durch die kurzfristige Rückführung grösserer 
Flüchtlingsgruppen zusätzlich belastet, bestün­
de die Gefahr einer neuen Fluchtwelle.
Die Schweiz hat darum Im Dezember 1993 mit 
den srilankischen Behörden ein Abkommen 
übereine koordinierte Rückführung abgewiese­
ner Asylbewerber aus Sri Lanka getroffen, das 
alle zwei Jahre erneuert werden muss. Im Rah­
men dieser Vereinbarung werden nur kleine 
Gruppen abgewiesener Asylsuchender in ihre 
Heimat zurückgeschickt. Es wurde sicherge­
stellt, dass sich Rückkehrende bei allfälligen 
Sicherheitsproblemen mit der Schweizerischen 
Vertretung in Colombo oder mit dem UNO- 
Hochkommissariat für Flüchtlinge in Verbin­
dung setzen können. Für die Rückkehrenden 
wurde in der Nähe von Colombo eine spezielle 
Unterkunft eingerichtet, in der sie sich aufhal­
ten können, bis sie eine eigene Wohnung 
gefunden haben.
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